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Chinas Justizreformen nehmen Gestalt an  

Gerichte der unteren Ebenen erhalten größere Eigenständigkeit  

im politischen Machtgefüge 
 

von Sebastian Heilmann, Moritz Rudolf und Lea Shih 

Zentrale Befunde und Schlussfolgerungen 
 

 Der Justizreform kommt eine hohe Priorität im Reformprogramm der Xi Jinping-Adminis-

tration zu. Durch die Stärkung der Gerichte sollen Chinas politische Institutionen auf lokaler 

Ebene besser kontrolliert und an nationale Regeln gebunden werden. 

 

 Nach einer Phase der Politisierung des Rechtssystems (mit einer Präferenz für außergerichtli-

che Streitschlichtungsmechanismen) unter der vorangegangenen Hu-Wen-Administration 

(2002-2012) strebt die gegenwärtige chinesische Führung eine neue Aufgabenverteilung 

im Justizsystem und eine Professionalisierung der Gerichte an. Der Partei- und Staatsfüh-

rung geht es um die Schaffung eines verlässlichen, regelgebundenen und leistungsfähi-

gen Justizsystems, das als unabdingbares Element eines modernen Staates verstanden wird. 

 

 Zwar werden Gerichte als institutionelles Gegengewicht im lokalen Machtgefüge aufgewertet. 

Sie werden jedoch weiterhin nicht als unabhängiger Akteur im Sinne einer konstitutionel-

len Gewaltenteilung organisiert. Die politische Aufsicht über Chinas Justiz wird auf hö-

here Ebenen verlagert und weiterhin durch die Kommissionen für Politik und Recht (政法委

员会) der Kommunistischen Partei wahrgenommen. 

  

 Partei- und Staatschef Xi Jinping treibt gemeinsam mit dem neuen Leiter der Zentralen Kom-

mission für Politik und Recht, Meng Jianzhu, die Justizreformen von der höchsten Entschei-

dungsebene (Politbüro) aus an. Zusätzliche institutionelle Machtbasen und Koordinationsme-

chanismen finden Chinas Justizreformer in der neu geschaffenen Zentralen Reformkommis-

sion wie auch in der Nationalen Sicherheitskommission vor. 

 

 Der neue Anlauf zur Justizreform in China bietet vielfältige Chancen zur Vertiefung und Er-

weiterung deutsch-chinesischer Programme in der Rechtszusammenarbeit. Das deut-

sche Rechts- und Justizsystem gilt unter chinesischen Juristen als im internationalen Vergleich 

besonders leistungsfähig und – insbesondere in weiten Teilen des Zivilrechts – als unmittelbar 

kompatibel mit chinesischen Gegebenheiten. Eine Institutionalisierung des Austauschs von 

Richtern und Staatsanwälten – etwa im Rahmen einer Deutsch-Chinesischen Richteraka-

demie – dürfte auf chinesischer Seite auf Interesse stoßen. 



 

 

 

 

 

 

 

Nummer 7 . 5. Mai 2014 

 

 
2 

 

 

 

 

1. Haupttendenzen der Justizreform 

In der VR China wurden Gesetzgebung und Jus-

tizorgane bis Ende der 1970er Jahre explizit nicht 

als eigengewichtige Institutionen organisiert, son-

dern als Instrumente zur Durchsetzung und Absi-

cherung der Entscheidungen und Programme der 

Kommunistischen Partei. Seit den 1980er Jahren 

gab es immer wieder lebhafte Diskussionen und 

auch konkrete Maßnahmen zu einer Professiona-

lisierung und institutionellen Stärkung von Gerich-

ten und Staatsanwaltschaften.  

 

Unter der Hu-Wen-Administration (2002-2012) 

wurden die Bemühungen chinesischer Justizre-

former und Juristen um eine Entpolitisierung der 

Justiz zurückgedrängt. Eine Präferenz für außer-

gerichtliche Schlichtungsverfahren und neue For-

men des Rechtspopulismus (Richter wurden dazu 

angehalten, gesellschaftlich-moralische Stim-

mungen in Strafprozessen und Gerichtsurteilen 

zu berücksichtigen, um die „soziale Stabilität“ zu 

sichern) schienen viele – auf Professionalisierung 

und Regelbindung zielende – Justizreformen der 

1990er Jahre zunichte zu machen. 

 

Unter der Xi Jinping-Administration vollzieht sich 

gegenwärtig jedoch eine Rückbesinnung: Viele 

Neuordnungen der Justiz, die in den Jahren vor 

2002 intensiv diskutiert worden waren, stehen nun 

wieder auf der Agenda der Parteiführung.  

 

Darüber hinaus sind neuartige Reorganisations-

maßnahmen insbesondere hinsichtlich der Partei-

aufsicht in regionalen Justizapparaten bemer-

kenswert. Denn diese Maßnahmen signalisieren 

konkrete Verschiebungen im institutionellen 

Machtgefüge unterhalb der Provinzebene – zu-

gunsten von Gerichten der unteren Ebenen. 

 

 

 

 

2. Veränderung der politischen Kontroll-

mechanismen im Justizsystem 

An der Spitze der – für die politische Aufsicht 

über Chinas Justizsystem zuständigen – Zentra-

len Parteikommission für Politik und Recht (中央

政法委员会) löste im November 2012 Meng Jian-

zhu den zuvor weitgehend unkontrolliert agieren-

den Sicherheits- und Justizchef Zhou Yongkang 

ab. 

 

Zwar hatte Meng Jianzhu zuvor das Amt des Po-

lizeiministers inne. In Reaktion auf den offen-

sichtlichen Machtmissbrauch unter seinem Vor-

gänger – und angetrieben von dem neuen Partei-

chef Xi Jinping – sprach sich Meng Anfang 2013 

auf einer nationalen Arbeitskonferenz der Kom-

mission für Politik und Recht in ungewöhnlich 

deutlichen Worten dafür aus, dass sich die Partei-

kommissionen künftig aus gerichtlichen Einzelfall-

entscheidungen herauszuhalten hätten (不讨论个

案). Dieses signifikante Bekenntnis zu einer Ent-

politisierung der Rechtsprechung wurde nur ein-

geschränkt für Fälle mit Auslandbezug (dies be-

trifft sowohl strafrechtliche als auch zivilrechtliche 

Angelegenheiten). Solche Fälle werden von der 

chinesischen Parteiführung wegen der internatio-

nalen politischen oder investitionsbezogenen 

Rückwirkungen als besonders sensibel einge-

stuft.  

 

Die Parteiführung sendete mit diesen Ankündi-

gungen ein deutliches Signal für einen Richtungs-

wechsel in der Justizmodernisierung. Und den 

Ankündigungen folgten schon bald Maßnahmen, 

über die in westlichen Medien nahezu gar nicht 

berichtet wurde.  
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Auf Provinzebene leiten seit Ende 2013 (mit Aus-

nahme nur zweier Provinzen) nicht mehr die je-

weiligen Polizeichefs die KP-Kommissionen für 

Politik und Recht. Richter und Staatsanwälte stel-

len in den Provinzkommissionen für Politik und 

Recht nun eine Mehrheit gegenüber den Vertre-

tern der Sicherheitsorgane. In der Logik des chi-

nesischen Machtgefüges handelt es sich hierbei 

um eine eindeutige Macht- und Prioritätenver-

schiebung, mit der substanzielle Justizreformen – 

auch gegen die Interessen von Verwaltungs- und 

Polizeiorganen – überhaupt ermöglicht werden. 

 

Ein entscheidender Faktor für die Beendigung des 

Reformstaus im Justizsystem ist der persönliche 

Einsatz von Parteichef Xi Jinping für eine Reorga-

nisation der Justiz. Wiederholt hat Xi die Justizre-

form zur Chefsache erklärt und gezielt zwei neue 

Parteiorgane (Zentrale Reformkommission und 

Nationale Sicherheitskommission) errichtet, de-

nen er selbst vorsitzt und die eine unmittelbare 

Einflussnahme auf die Reorganisation von Justiz- 

und Sicherheitsapparat erlauben. 

 

Die folgenden zwei Schaubilder geben einen 

Überblick über die Veränderung der politischen 

Kontrollmechanismen, die sich als Ergebnis der 

laufenden Reorganisation abzeichnen. Das obere 

Schaubild zeigt den Status quo ante (vor Einlei-

tung der derzeitigen Neuordnungen). Das untere 

Schaubild bildet die markanten Zuständigkeits-

veränderungen ab, die sich in Chinas Justizsys-

tem insbesondere unterhalb der Provinzebene 

abzeichnen und die zugleich politische Machtver-

lagerungen und Zentralisierungstendenzen nach 

sich ziehen dürften. 

 

 

 

 

 

 

 

3. Neuorganisation der Justiz als Kom-

ponente des umfassenden Reformpro-

gramms der Xi Jinping-Administration 

(ZK-Beschluss vom Nov. 2013) 

 

Nach den Wirtschafts- und Finanzreformen 

kommt der Reorganisation der Justiz eine hohe 

Priorität in Xi Jinpings Reformpaket zu. Dies lässt 

sich anhand konkreter politischer Signale erken-

nen:  

 Xi hob in seinen verbindlichen Erläuterun-

gen zum Beschluss des Zentralkomitees 

über die „umfassende Vertiefung der Re-

form“ die besondere Wichtigkeit der Jus-

tizreformen explizit hervor.  

 Xi nahm im Januar 2014 prominent an der 

„Nationalen Arbeitskonferenz für Politik 

und Recht“ (全国政法工作会议) teil und 

machte durch seinen persönlichen Ein-

satz und durch Beiträge auf der Konfe-

renz deutlich, dass Reformen des Justiz- 

und Sicherheitsapparats als Chefsache 

und mit hoher Priorität zu behandeln 

seien. 

 Um zu verdeutlichen, dass der KP-

Generalsekretär und die Parteizentrale 

insgesamt hinter den Justizreformen ste-

hen, wurde die „Nationale Arbeitskonfe-

renz für Politik und Recht“  offiziell in  

„Zentrale Arbeitskonferenz“(中央政法工

作会议) umbenannt. Eine solche Umbe-

nennung impliziert im chinesischen Poli-

tiksystem eine eindeutige Aufwertung 

nicht nur der Konferenz, sondern aller 

dort behandelter Themen – einschließlich 

konkreter Empfehlungen für die Einfüh-

rung von Modellversuchen auf regionaler 

Ebene. 
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Schaubild 1: Aufbau des chinesischen Justizsystems und politische Kontrollmechanismen –  

Status quo ante (vor den aktuellen Justizreformen)  

 
 

Schaubild 2: Aufbau des chinesischen Justizsystems und politische Kontrollmechanismen –  

Zwischenstand der Neuordnungen (als Ergebnis der aktuellen Justizreformen)  
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4. Justizbezogene Reorganisationsziele und derzeitiger Stand der Umsetzung

 

Zielsetzungen im ZK-Reformbeschluss 

 

 
Aktueller Stand der Umsetzung 

  

Bündelung der Zuständigkeiten bzgl. der Fi-
nanzierung und Berufung von Richtern und 
Staatsanwälten auf Provinzebene.  

推动省以下地方法院、检察院人财物统一管理。 

 

Die Provinz Henan hat diesbezügliche Modell-
versuche konkretisiert.  
 
Option 1: Bündelung der Zuständigkeiten bei 
Gerichten auf Provinzebene. 
Option 2: Bündelung der Zuständigkeit bei 
Volkskongressen der Provinzebene oder/und bei 
Provinzregierungen. 

Entkoppelung von Gerichtssystem und Ver-
waltungshierarchie (Entkopplung  der Ge-
richtsstände von Verwaltungsstruktur) 

探索建立与行政区划适当分离的司法管辖制度。 

Bislang lediglich unter chinesischen Rechtsge-
lehrten diskutiert. 

Strikte Abgrenzung von Zuständigkeiten zwi-
schen Gerichtsinstanzen 

明确各级法院职能定位，规范上下级法院审级监

督关系。  

Bislang lediglich unter chinesischen Rechtsge-
lehrten diskutiert. 

Beschränkung von Eingriffen der Parteikom-
missionen für Politik und Recht in Gerichts-
verfahren; Stärkung der richterlichen Ent-
scheidungsautonomie gegenüber politisch 
motivierten Eingriffen. 

改革审判委员会制度，完善主审法官、合议庭办

案责任制，让审理者裁判、由裁判者负责。 

Im Oktober 2013 autorisierte das Oberste Volks-
gericht diesbezügliche Modellversuche auf Pro-
vinzebene in Shanghai, Jiangsu, Guangdong 
und Shaanxi. Die Umsetzung dieser Reform-
komponente ist derzeit am weitesten fortge-
schritten.  

Einführung eigenständiger Kriterien für die 
Rekrutierung, Beförderung und Besoldung 
der Richter und Staatsanwälte; Entkopplung 
vom Laufbahn- und Besoldungssystem der  Zi-
vilbeamten.  

法官、检察官不再按照公务员序列管理，而是实

行单独的法官、检察官序列。  

2011 hatte die Zentrale Organisationsabteilung 
der KPCh bereits eine neue vorläufige Regulie-
rung für das Personalsystem im Justizbereich 
verabschiedet; konkrete Umsetzungsmaßnah-
men blieben zunächst allerdings aus. 
Im März 2014 aber kündigten die Shanghaier 
Stadtregierung und die Provinzregierung von 
Guangdong an, ein neues Laufbahn- und Besol-
dungssystem für das Justizsystem noch in die-
sem Jahr versuchsweise einzuführen.  

Veröffentlichung der Urteile sowie öffentliche 
Sitzungen im Gerichtsverfahren. 

推进审判公开、检务公开。 

Im November 2013 richtete das Oberste Volks-

gericht eigene Mikroblogs (Weibo 微博) ein. Alle 

31 Oberen Volksgerichte auf Provinzebene sind 
online. 45 Gerichtsverfahren wurden per Weibo 
live übertragen.   
Seit 1. Januar 2014 sind alle in Kraft tretenden 

Urteile des Gerichts unter 中国裁判文书网

http://www.court.gov.cn/zgcpwsw/ wie auch öf-
fentliche Sitzungen in Gerichtsverfahren unter 
http://tvts.chinacourt.org/ abrufbar.   

 

 

http://www.court.gov.cn/zgcpwsw/
http://tvts.chinacourt.org/
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5. Ausblick 

Als Ausgangspunkt und Durchführungsinstrument 

für die Neuordnung der Justiz dienen – in typi-

scher Weise für Reformprozesse in der VR China 

– regionale Modellversuche: „Experimentier-

punkte“ (试点 shidian) für eingegrenzte Reform-

maßnahmen können nach erster erfolgreicher Te-

stung zu „Modellexperimenten“ (典型试验 dian-

xing shiyan) aufgewertet und sodann „vom Punkt 

in die Fläche“ (由点到面 youdian daomian) ver-

breitet werden, bevor es zu einer nationalen Re-

gelung oder Gesetzgebung kommt.  

 

Die justizbezogenen Experimentalprogramme 

werden von den Arbeits- und Beraterstäben der 

Zentralen Parteikommission für Politik und Recht 

wie auch des Obersten Volksgerichts in Abstim-

mung mit den entsprechenden Institutionen auf 

Provinzebene konzipiert und autorisiert.  

 

Reichweite und Umsetzung der Reformmaß-

nahmen werden im derzeitigen Stadium maß-

geblich durch die Initiative der Regierungen 

auf Provinzebene bestimmt. Die Provinzregie-

rungen haben ein Eigeninteresse an Justizrefor-

men, die verbesserte Kontrollen über kommunale 

Verwaltungen ermöglichen. Zugleich haben die 

Provinzhaushalte jedoch auch einen Großteil der 

Finanzierung der Justizreformen zu leisten (aber 

nur wenige Provinzregierungen verfügen über 

ausreichende Mittel). Die Umsetzung der aktu-

ellen Justizreformen wird deshalb in den kom-

menden Jahren von Provinz zu Provinz stark 

variieren.  

 

Die Zentralregierung signalisierte bislang nicht die 

Bereitschaft, ad hoc Sondermittel oder dauerhaft 

Haushaltsmittel für die Justizreform bereitzustel-

len. Das letzte Wort über die Finanzierung der 

Justizreformen ist allerdings noch nicht gespro-

chen. Denn auch in der Zentrale gibt es Befürwor-

ter für eine Verstetigung der Justizreformen durch 

Ko-Finanzierung aus dem nationalen Staatshaus-

halt. 

 

MERICS-Kontakt zu dieser Analyse:  

sebastian.heilmann@merics.de 
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